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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Forschung und Technologie (17. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeiegten Entwurf 
eines Beschiusses des Rates, mit dem die Kommission im Hinbiick auf einen 
Beitrag der Gemeinschaft zur Finanzierung von Kernkraftwerken zur 
Aufnahme von Euratom-Anieihen ermächtigt wird 
— Drucksache 7/3333 — 


A. Problem 

Bei der derzeitigen Wirtsdiaftslage steht zu erwarten, daß beim 
Bau von Kernkraftwerken, insbesondere im Bereich der Uran- 
anreicherung und Wiederaufarbeitung die Möglichkeiten einer 
Finanzierung aus Eigenmitteln drastisch eingeschränkt werden 
und Schwierigkeiten bei der Beschaffung von Fremdkapital auf- 
treten. 


B. Lösung 

Die Kommission beabsichtigt, auf dem internationalen Kapital- 
markt Anleihen aufzunehmen, mit deren Hilfe sie Darlehn zur 
Finanzierung von Kernanlagen vergeben will. 

Einstimmige Beschlußfassung 
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A. Bericht der Abgeordneten Kern und Pfeffermann 


1. 

Der Vorschlag der Kommission wurde vom Präsi- 
denten des Deutschen Bundestages mit Schreiben 
vom 14. März 1975 dem Ausschuß für Forschung 
und Technologie federführend und dem Wirtschafts- 
ausschuß und Haushaltsausschuß zur Mitberatung 
überwiesen. 

Der Haushaltsausschuß hat den Vorschlag am 
4. Juni 1975 beraten und empfohlen, die Höhe der 
Anleihe zunächst auf eine Mrd. RE zu begrenzen, 
wobei die Höhe der aufgenommenen Anleihen aus 
einer Anlage des Gemeinschaftshaushalts hervor- 
gehen sollte. 

Der Wirtschaftsausschuß hat am 2. Oktober seine 
Beratung abgeschlossen und entgegen dem Vor- 
schlag der Kommission einem Beitrag über die Euro- 
päische Investitionsbank (EIB) den Vorzug gegeben. 

Der Technologieausschuß hat den Vorschlag am 
26. November 1975 beraten und den dem Hohen 
Hause zur Annahme empfohlenen Antrag einstim- 
mig beschlossen. 

2 . 

Wie die Kommission bereits bei der Vorlage der 
am 27. November 1974 angenommenen energiepoli- 
tischen Dokumente dargelegt hat, sollte bis 1985 


die Abhängigkeit Europas von Erdöleinfuhren von 
63 V. H. auf 45 v. H. gesenkt und die Hälfte des Elek- 
trizitätsbedarfs durch Kernenergie gedeckt werden. 

Insbesondere unter Berücksichtigung der derzeiti- 
gen Wirtschaftslage werfen die industrielle Erzeu- 
gung von elektrischer Energie durch Kernkraftwerke 
und die Anlagen für ihre Brennstoffversorgung an- 
gesichts der starken Kapitalintensität dieser Indu- 
strie sowie der Schwierigkeit, Fremdkapital zu be- 
schaffen, erhebliche finanzielle Probleme auf. Um 
dieser Situation gerecht zu werden, hat die Kom- 
mission vorgeschlagen, zur Finanzierung von Kern- 
kraftwerken und Anlagen für ihre Brennstoffversor- 
gung durch Anleihen beizutragen, die sie vor allem 
auf dem internationalen Kapitalmarkt aufnehmen 
könnte. 

Der Tedinologieausschuß hält ein solches Verfah- 
ren für sinnvoll und zweckmäßig, ist jedoch der Auf- 
fassung, daß die Ermächtigung der Kommission zu- 
nächst auf insgesamt 500 Millionen RE begrenzt 
werden sollte, da Erfahrungen mit diesem Verfah- 
ren abgewartet werden müssen. Des weiteren hält 
der Technologieausschuß es für erforderlich, daß die 
Darlehnsvergabe durch die Kommission nach noch 
vom Rat zu beschließenden Richtlinien erfolgt, um 
die Anforderungen an Sicherheit und Umweltfreund- 
lichkeit von Kernkraftwerken sicherzustellen. 


Bonn, den 26. November 1975 


Kern Pfeffermann 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Entwurf eines Beschlusses des Rates, mit dem die Kommission im Hinblidc 
auf einen Beitrag der Gemeinschaft zur Finanzierung von Kernkraftwerken 
zur Aufnahme von Euratom- Anleihen ermächtigt wird — Drucksadie 7/3333 — 
zur Kenntnis zu nehmen, 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, darauf hinzuwirken, daß 

a) die Ermächtigung der Kommission, Anleihen aufzunehmen, zunächst auf 
insgesamt 0,5 Mrd. RE besdiränkt wird, 

b) die Vergabe von Anleihemitteln nur nach vom Rat noch zu beschließenden 
Richtlinien erfolgt, die sieht an den höchsten Sicherheitsstandards innerhalb 
der Euratom-Mitgliedstaaten orientieren und insbesondere bei grenz- 
überschreitenden Projekten eine bi- bzw. multilaterale Wärmelastplanung 
sowie eine Minimierung der radioaktiven Verschmutzung der Umwelt vor- 
sehen. 


Bonn, den 26, November 1975 


Der Ausschuß für Forschung und Technologie 

Pfeffermann Kern Pfeffermann 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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